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RAUS AUS DER SACKGASSE – DER WEG  
VON REINHOLD GALL EIN BLICK AUF DIE ENTWICKLUNG  

DER POLIZEI BADEN-WÜRTTEMBERG SEIT DEM REGIERUNGSWECHSEL 2011 

Wie sah die Lage vor dem Wechsel 2011 aus? Kein 
Konzept und  politischer Mut um notwendige Struktur-
veränderungen  anzustoßen. 1000 Stellen waren gestri-
chen und mit der Verwaltungsreform bereits eine Viel-
zahl von Polizeiposten geschlossen. Technikprogramme 
waren initiiert, aber nicht durchfinanziert. Rundum in 
einer Sackgasse! 
 

Innenminister Reinhold Gall hat unverzüglich angepackt 
und im Kabinett dreistellige Millionenbeträge für die 
Polizei beschafft. Nicht alles, aber vieles ist seit 2011 
gelungen. Die Trendwende ist geschafft. Es geht konti-
nuierlich aus der Sackgasse heraus. Die Polizeistruktur-
reform hat nicht für alle Defizite der Vergangenheit eine 
Lösung versprochen. Eine Evaluation wird stattfinden.
Das LKA sollte Teil der Evaluation sein.  Sinnvolle Kor-
rekturen dürfen kein Tabu sein. Im Bereich der Wirt-
schaft entfalten Strukturierungsmaßnahmen erst nach 

Jahren ihre volle Wirkung. Daran sollte man denken. 
Beim Personal sind die Einstellungszahlen am Anschlag. 
Die schwierige Bewerberlage wird ausgeschöpft. Daher 
sind Defizite der Vorgänger auch nur begrenzt kompen-
sierbar. 
 

Die Flüchtlingslage ist Chefsache. Der Koordinierungs-
stab ist eingerichtet und das Rückführungsmanagement 
läuft. Gleichzeitig sorgen zwei Sicherheits-Pakete für 
mehr Personal, Technik und Finanzmittel. Wegen einem 
hohen Maß an Sozialverträglichkeit sind viele Köpfe 
bislang nicht den Stellen gefolgt. Wohl kaum ein Fehler! 
Welche Situation hätten wir in der aktuellen Lage ohne 
die Reform? Man wird wohl kaum behaupten, dass sie 
besser wäre. Der rote Faden stimmt. Trotzdem steht für 
die nächsten 5 Jahre viel Arbeit an. Dazu benötigt die 
Polizei weiterhin einen starken Innenminister!  
 

Das will der Polizeibeirat spätestens bis zum Ende der 
nächsten Legislaturperiode: Umsetzung und Abschluss 
der zweigeteilten Laufbahn. Ein Platz im Mittelfeld im 
Vergleich der Bundesländer bei der Polizeidichte. Die 
Klärung der Tauglichkeit von Body-Cams. Die Schaffung 
des Berufsbildes von „Polizeifachangestellten“! 
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Rundschlag von Alexander Bauer, Vorsitzender  

Kommentar und Ausblick 

Sehr geehrte Damen 
und Herren, 
liebe Kolleginnen und 
Kollegen, 
 

die aktuelle Flücht-
lingslage stellt die 
Polizei vor große 
personelle Herausfor-
derungen. Die Ein-
satzlagen sind nicht 
einfach. Die Ursachen 
in den Unterkünften 
wiederholen sich. Das 
verlangt eine hohe 

Belastbarkeit bei den Einsatzkräften. Die Kriminologie 
kann dabei helfen, manches besser einordnen zu 
können. Gewalt unter Tausenden von Flüchtlingen auf 
engem Raum hat wenig mit Nationalität und Ethnie zu 
tun. Die Polizei ist gewohnt, die Probleme ohne fal-
sche Verschwiegenheit anzusprechen. Vielfach wur-
den Aussagen von Polizisten bereits von rechten 
Populisten instrumentalisiert. Für rassistische, natio-
nalistische und religiöse Hetze darf kein Deutungs-
spielraum bleiben. Das muss unser Anspruch sein. 
 

Im Rahmen der Evaluation der Polizeistrukturreform 
müssen u.a. Standorte von Flüchtlingsunterkünften 
besonders berücksichtigt werden. Die zuständigen 
Reviere müssen personell gerüstet sein und zudem 
Kriseninterventionskräfte schnell und mit individueller 
Schutzausstattung zur Verfügung gestellt werden. Da 
gilt es weiter nachzubessern. Allen Einsatzkräften gilt 
für die gute und verlässliche Arbeit ein herzliches 
Dankeschön. 
 

Ausreichende Beförderungsmöglichkeiten sind ein 
Zeichen der Wertschätzung. Gleichzeitig dämpft es 
eine Ellenbogenmentalität, die für eine leistungsstarke 
Organisation schädlich wäre. Sollte nicht zukünftig 
eine moderne Anerkennungs-, Führungs- und Fehler-
kultur einen wichtigen Platz einnehmen? Wieviel 
Talente, Potenziale und Ressourcen könnten wir 
damit aus dem Vorhandenen gewinnen? Dabei denke 
ich auch an das Potential der Kolleginnen und Kolle-
ginnen mit Migrationserfahrung. 

Das Verwaltungsgericht hat die Rechtswidrigkeit des 
Polizeieinsatzes am schwarzen Donnerstag im Stutt-
garter Schlosspark mit seinem Urteil jetzt unmissver-
ständlich festgestellt. Das gilt es anzuerkennen. Klar 
ist aber auch, dass die Ursachen dafür, bei der dama-
ligen Landesregierung und den damals Verantwortli-
chen der Stadt Stuttgart zu suchen sind. Wo war die 
Stadt Stuttgart, als es um die Anwendung des Ver-
sammlungsrechtes ging? Konnten die bewährten 
Stuttgarter Einsatzleitlinien allen auswärtigen Kräften 
im Vorfeld ans Herz gelegt werden? Warum musste 
der Bauzaun in diesem politisch vorbestimmten Zeit-
fenster aufgebaut werden? Wie konnte sich zwischen 
den S21-Gegnern und den Einsatzkräften über Mona-
te hinweg ein solcher Konflikt aufbauen? Nichts-
destotrotz darf sich die Polizei jetzt allein der Situation 
stellen und Vertrauen zurück gewinnen. Um dem 
Ansehen unserer Polizei willen, ist die Aufarbeitung 
von möglichen Fehlern und Versäumnissen jetzt un-
umgänglich. Nicht ohne Grund speist sich der politi-
sche Streit um die individuelle Kennzeichnungspflicht 
seit Jahren aus diesem Ereignis. 
 

Auch an anderer Stelle müssen wir mit den Versäum-
nissen der Vorgängerregierung leben und gegen 
einen Vertrauensverlust auf Kosten der Polizei an-
kämpfen. Der NSU-Prozess in München und die Un-
tersuchungsausschüsse auf Landes- und Bundes-
ebene bringen dies in die Öffentlichkeit. Die Polizei 
muss damit umgehen und zur Klarheit und Transpa-
renz beitragen. Weitere Ungereimtheiten würden dies 
erschweren und die Glaubwürdigkeit weiter mindern. 
Es verliert dabei nicht nur der Staat, sondern auch die 
Kolleginnen und Kollegen, die pauschal Hohn und 
Argwohn ausgesetzt werden. Der Respekt nimmt ab. 
Das schadet uns allen. Fest steht aber auch: Polizis-
tinnen und Polizisten haben ein Recht darauf, nach 
Einsatzende und am Ende des Tages  gesund zu 
ihren Familien zurückzukehren. Aus diesem Grund 
müssen sie sich schützen. Das muss anerkannt und 
respektiert werden. 
 

Ich wünsche Ihnen friedliche Weihnachtsfeiertage und 
einen gesunden Start ins Neue Jahr 2016. 
 

Ihr Alexander Bauer   

 

Polizeibeirat stärken 
Die Polizei in Baden-Württemberg arbeitet in neuen 
Strukturen. Der Polizeibeirat möchte sich stärken und 
erneuern und sucht daher nach Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten und Kolleginnen und Kollegen, 
die bei der Polizei des Landes Baden-Württemberg 
beschäftigt sind, die sich interessieren und sich eine 

Mitarbeit vorstellen können. Wir freuen uns auf die 
Unterstützung und Mitarbeit! 
 

Die Kontaktadresse für die Rückmeldungen lautet: 
bauer-spd@t-online.de. 
 

Weitere Informationen rund um den Polizeibeirat fin-
den Sie unter www.blaulicht.bawue.spd.de. 
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Herzliche Einladung 
zur Landesmitgliederversammlung des Polizeibeirats 
 

am Dienstag, 08.12.2015, 15:30 Uhr, nach Stuttgart ins Haus der Abgeordneten, 2. 
Stock, SPD Landtagsfraktion, Raum des AK I  
 

Folgende Tagesordnung wird vorgeschlagen: 
• Begrüßung und Aktuelles 
• Wahl einer/eines Versammlungsleiterin/-s sowie einer Wahlkommission 
• Rechenschaftsbericht des Vorsitzenden Alexander Bauer 
• Aussprache 
• Wahl des Vorstands: Vorsitzende(r), stellvertretende Vorsitzende, Schriftführer(in), Presserefe-

renten(in), Beisitzer(innen) 
• Schlusswort des/der neuen Vorsitzenden  

 

Bitte mit Anmeldung unter bauer-spd@t-online.de (wegen der Einlasskontrolle). Wahlberechtigt sind nur 
Mitglieder der SPD. Bitte das SPD-Mitgliedsbuch mitbringen. 
 

gez. Alexander Bauer 
Vorsitzender 

 

 

SPD-Landtagsfraktion - Einladung zur Konferenz 
„Innere Sicherheit – die Polizei vor neuen Herausforderungen“ 
 

Dienstag, 8. Dezember 2015, 17:30 Uhr, Kuppelsaal im Kunstgebäude,  
Schlossplatz 2, 70173 Stuttgart, mit Innenminister Reinhold Gall MdL 
 
 

Die Polizei in Deutschland und ganz besonders auch 
in Baden-Württemberg leistet bei der Aufnahme von 
Flüchtlingen seit Monaten herausragende Arbeit, die 
weit über das hinausgeht, was zu den originären 
Aufgaben der Polizei gehört und eine enorme Ar-
beitsbelastung mit sich bringt. Dafür möchten wir 
herzlichen Dank sagen! Gerne möchten wir mit Ihnen 
darüber ins Gespräch kommen, welche Möglichkeiten 
es gibt, die Polizei zu entlasten. Wir wissen um die 
Herausforderungen im Bereich der inneren Sicherheit 
und die vielen zusätzlichen Aufgaben für Polizeikräfte, 
die an Bahnhöfen, in Landeserstaufnahmeeinrichtun-
gen, im Kampf gegen Rechtsextreme und beim 
Schutz der Unterkünfte bewältigt werden. Auch dar-
über möchten wir uns als SPD-Landtagsfraktion mit 
Ihnen austauschen. 
 

Wir freuen uns sehr darüber, dass unser Fraktionskol-
lege Innenminister Reinhold Gall an der Konferenz 
teilnehmen, in einem Impulsreferat zu diesen Themen 
Stellung nehmen wird und anschließend auch für eine 
Diskussion zur Verfügung steht. 
 

Die SPD-Landtagsfraktion Baden-Württemberg lädt 
Sie herzlich zu dieser Veranstaltung ein und freut sich 
darauf, Sie am 8. Dezember 2015 im Kuppelsaal im 
Kunstgebäude, dem provisorischen Landtag, begrü-
ßen zu dürfen. Nutzen Sie die Möglichkeit zum Aus-
tausch. 
 

Anmeldungen per Fax unter 0711/2063-14721 oder 
E-Mail an rita.hoch@spd.landtag-bw.de 
 

Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an Malin Mel-
beck, Parlamentarische Beraterin für Innenpolitik 
(Telefon 0711 2063-2173 oder E-Mail: ma-
lin.melbeck@spd.landtag-bw.de). 

 

Programm 

17:15 Uhr Einlass  
17:30 Uhr Begrüßung  

Claus Schmiedel MdL, Vorsitzender der SPD-Landtagsfraktion 
17:35 Uhr Einführung  

Nikolaos Sakellariou MdL, Polizeisprecher der SPD-Landtagsfraktion 
17:45 Uhr Innere Sicherheit – die Polizei vor neuen Herausforderungen  

Reinhold Gall MdL, Innenminister des Landes Baden-Württemberg 
18:15 Uhr Diskussion 

Moderation und Schlusswort: Nikolaos Sakellariou MdL, Polizeisprecher der SPD-Landtagsfraktion 

19:00 Uhr Voraussichtliches Ende, anschließend gemütliches Beisammensein bei einem Imbiss. 
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Grußwort DER INNENMINISTER DES LANDES BADEN-WÜRTTEMBERG 

Reinhold Gall MdL 
 

Unmittelbar nach dem An-
schlag auf die Redaktion der 
französischen Satirezeitschrift 
Charlie Hebdo Anfang des 
Jahres wurde ich gefragt, wie 
es um die Sicherheit in Baden-
Württemberg bestellt sei. Da 
war die Umsetzung der Poli-
zeistrukturreform gerade mal 
ein Jahr alt und ich habe da-
mals geantwortet, dass die 
Menschen in Baden-Württem-
berg neben Bayern im sicher-
sten Bundesland innerhalb 

Deutschlands leben. Das gilt auch heute noch und das 
hat gute Gründe. Nach fast zwei Jahren, in denen die 
Polizei in der neuen Organisation arbeitet, bin ich nach 
wie vor der festen Überzeugung, dass die Strukturreform 
die entscheidende Maßnahme war, um die Polizei für die 
Zukunft stark zu machen. 
 

Wegen vieler Einsätze bei der Terrorabwehr, bei Fuß-
ballspielen und ganz aktuell bei der Bewältigung der 
Flüchtlingssituation kommt die Polizei an ihre Belas-
tungsgrenze. Trotzdem ist auf sie Verlass. Um dieser 
gewaltigen Herausforderung gerecht zu werden, haben 
wir reagiert und im 2. Nachtragshaushalt ein Sonderpro-
gramm aufgelegt. Kurzfristig wollen wir den Polizeivoll-
zugsdienst durch die Schaffung von 216 Neustellen im 
Nichtvollzugsbereich mit einem Finanzvolumen im Jahr 
2016 von über elf Millionen Euro entlasten. Außerdem 
steigern wir im nächsten Jahr die Einstellungszahlen auf 
insgesamt 1.100. Dies wird möglich, weil 194 Beamten-

stellen, die eigentlich 2019 weggefallen wären, erhalten 
bleiben. Weitere Entlastung bringt die Erhöhung der 
Mittel für laufende Kosten des Polizeipräsidiums Einsatz 
wegen vermehrter Einsätze in Erstaufnahmeeinrichtun-
gen. 
 

Einem Beförderungsstau in den unteren Besoldungs-
gruppen des gehobenen Dienstes werden wir mit struk-
turellen Verbesserungen im gehobenen Polizeivollzugs-
dienst begegnen. Damit unterstreichen wir, dass uns das 
politische Ziel des sukzessiven Einstiegs in die Zweige-
teilte Laufbahn am Herzen liegt. Darüber hinaus werden 
auch im Nichtvollzugsbereich durch Stellenhebungen 
strukturelle Verbesserungen vorgenommen. In beiden 
Laufbahnen wird es auch im höheren Dienst eine Reihe 
von Verbesserungen geben. 
 

Außerdem sind wir mit den Polizeichefs sowie den Ge-
werkschaftsspitzen über Möglichkeiten zur Entlastung 
von Polizeiaufgaben im Gespräch. Mit diesen Maßnah-
men verbessern wir nachhaltig die Struktur der Polizei in 
Baden-Württemberg. 
 

Ich freue mich über Ihre Unterstützung. 

 
Reinhold Gall MdL  
Innenminister des Landes Baden-Württemberg 

 

Gastbeitrag Der Polizeisprecher der SPD Landtagsfraktion  

Nik Sakellariou MdL  
 

Liebe Leserinnen  
und Leser,  
 

ich möchte meinen Gast-
beitrag mit einem großen 
Dankeschön beginnen – 
einem Dank für die tolle 
Arbeit und das unermüdli-
che Engagement der 
Polizistinnen und Polizis-
ten bei der Aufnahme, 
Unterbringung und Ver-
sorgung von Flüchtlingen, 
die bei uns in Deutschland 
Schutz suchen. 

 

Ich bin beeindruckt und stolz auf den tagtäglichen Ein-
satz, sei es in Erstaufnahmeeinrichtungen, an Bahnhö-
fen, an Grenzen, bei gewalttätigen Ausschreitungen und 
Konflikten in Aufnahmeeinrichtungen sowie beim Schutz 
der Flüchtlingen vor fremdenfeindlichen Attacken. Hinzu 
kommt das „normale“ Alltagsgeschäft der Polizei, das es 
ebenso zu bewältigen gilt. Ich weiß, dass Ihr in diesen 

Zeiten auf vieles verzichten müsst: auf freie Wochenen-
de und auf Zeit mit Euren Familien. Ohne Euch und die 
vielen Ehrenamtlichen könnten wir diese Herausforde-
rungen nicht bewältigen! Dafür danke! 
 

Wir versuchen Euch, sei es durch mehr Mittel für Über-
stunden oder durch die Schaffung von über neuen 200 
Stellen im Nicht-Vollzugsdienst, die zur Entlastung der 
Vollzugsbeamtinnen und -beamten von Verwaltungsauf-
gaben führen sollen zu unterstützen, so gut wie es der-
zeit geht. Wir wissen, dass am dringendsten mehr Poli-
zistinnen und Polizisten benötigt werden. Die Entschei-
dung der CDU, 1000 Stellen bei der Polizei zu streichen, 
die nun dramatische Auswirkungen zeigt, können wir 
leider nicht sofort rückgängig machen. Ihr wisst ebenso 
gut wie ich, dass es keinen Markt für Polizistinnen und 
Polizisten gibt. Was wir tun können, nämlich die Zahl der 
Polizeianwärterstellen zu erhöhen, das haben wir getan: 
1100 Ausbildungsplätze stehen im Jahr 2016 bereit. 
Daran schließt sich in den Jahren 2017 und 2018 eine 
Einstellungsoffensive an: jeweils 14000 Einstellungen 
sind vorgesehen. 
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Angesichts steigender Gewaltdelikte gegen Polizistinnen 
und Polizisten möchte ich ein weiteres Thema anspre-
chen, dass mich bewegt und für das ich mich stark ma-
che: die Einführung der Body Cam, also körpernah ge-
tragener Kameras. Hier besteht aufgrund der hohen Zahl 
von gewalttätigen Übergriffen dringender Handlungsbe-
darf und ein Blick beispielsweise nach Hessen, wo Body 
Cams eingesetzt werden, zeigt auch, dass diese ein 
wirksames Handlungsinstrument sind. 
 

Ich hoffe sehr, dass sich die Grünen dazu durchringen 
können, dem - zunächst als Modelversuch vorgesehe-
nen - Projekt  in Mannheim und Freiburg zuzustimmen. 
 

Auch die Einführung der zweigeteilten Laufbahn ist ein 
Thema, bei dem ihr mich an Eurer Seite habt und bei 
dem ich selbstkritisch sage, dass noch einiges passieren 
muss, um dieses Vorhaben zu einem vollständigen 

Erfolg zu machen. Ein Einstieg ist allerdings schon ge-
schafft: im Nachtragshaushalt 2015/2016 sind Mittel in 
Millionenhöhe für Stellenhebungen vorgesehen, die zur 
Folge haben, dass Personal aus dem mittleren Dienst in 
den gehobenen Dienst aufsteigt. Daran wollen wir an-
knüpfen und die vollständige Umstellung möglichst bald 
bewerkstelligen. 
 

Viel Vergnügen mit der neusten Blaulicht-Ausgabe! 
 

Herzliche Grüße 

 
Euer Nik Sakellariou MdL 
Polizeisprecher der SPD-Landtagsfraktion

 

 

Polizei verstärken von Franz Lemli, stellvertretender Vorsitzender  

Gewaltmonopol muss beim Staat bleiben - 

Freiwillige und Private Sicherheitsdienste dürfen kein Ersatz sein  

 

Es ist eine Tatsache: Die Sicherheit in Baden-
Württemberg wurde von der Landesregierung vor dem 
Wechsel 2011 geschwächt - durch Personaleinsparun-
gen, Schließungen von Polizeidienststellen und Festhal-
ten an alten, überholten Strukturen. Als vor knapp fünf 
Jahren die SPD im Land die Regierungsverantwortung 
mit übernahm, versuchte man sofort das marode Schiff 
für die zukünftigen Jahre wieder seetauglich zu machen. 
Ein erster richtiger Schritt war und ist die Polizeireform. 
Ein harter, weiter Schritt. War ein so großer von Nöten? 
Hätten nicht kleinere am Ende den gleichen, vielleicht 
sogar den besseren Erfolg gebracht? Ich sage: Nein! Es 
musste ein Zeichen in die richtige Richtung gesetzt 
werden. Die Polizei musste fit gemacht werden für die 
schwierigen Herausforderungen der nächsten Jahre. 
Dies alles unter erschwerten Bedingungen: Die Vorgän-
gerregierung hinterließ vorsätzlich eine Altersstruktur, 
welche die Sicherheit auf Dauer gefährdete –- und sie ist 
immer noch ein Klotz am Bein der Polizeireform. 
 

Wie wichtig eine moderne, personell und finanziell gut 
ausgestattete Polizei ist, zeigt sich in diesen Tagen. Wir 
müssen vielen Flüchtlingen Schutz und eine neue Hei-
mat bieten. Eine große Herausforderung – auch und 
gerade für die Polizei.  
 

Immer mehr wird der Ruf lauter nach Unterstützung der 
Polizei - insbesondere von denen, welche in ihrer Ver-
antwortung die Polizei geschwächt haben: sei es durch 
die Bundeswehr, durch Freiwillige und auch private 
Sicherheitsdienste. 

Aber diese Unterstützung ist und kann keine dauerhafte 
Stärkung sein. Schon Erhard Eppler sah die Gefahr der 
Privatisierung und Kommerzialisierung der Gewalt und 
stellte Überlegungen an, wie diese gefährliche Entwick-
lung zu stoppen sei. Er riet in seinem Buch*) unter ande-
rem, das Gewaltmonopol im Inneren zu stärken und 
mahnte sogar explizit vor dem unkontrollierten Wachsen 
privater Sicherheitsunternehmen. Laut Statistischem 
Landesamt BW stieg die Anzahl der Beschäftigen in 
privaten Wach- und Sicherheitsdienste sowie Detekteien 
im Land von 14.552 im Jahr 2009 auf 16.818 in 2013. 
Auch warnte Erhard Eppler davor, dass die Rechtsradi-
kalen versuchen, selber zu entscheiden, mit eigener 
Gewalt, wer wo leben darf und wer wo nicht leben darf. 
Diese Ansätze von entstaatlichter privatisierter Gewalt, 
wie er sie nannte, sind aktueller denn je. 
 

Die Polizei im Land muss deshalb personell aufgestockt 
werden. Hier sind wir auf einem guten Weg. Die Polizei 
muss technisch professionell ausgestattet sein. Hier hakt 
es noch. Und die Polizeibeamten müssen für ihre Tätig-
keit auch entsprechend eingestuft und entlohnt werden. 
Der Weg zur „Zweigeteilten Laufbahn“ ist zu lang. Ab-
kürzungen sind gefragt. Und bei der Besoldung müssen 
endlich Zeichen der Anerkennung gesetzt werden. 
 

*) Erhard Eppler: Vom Gewaltmonopol zum Gewalt-
markt? Die Privatisierung und Kommerzialisierung der 
Gewalt. Suhrkamp Verlag. Frankfurt/Main 2002. 154 
Seiten. Euro 9,-- 
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Der Auszug aus Wertheim  
von Torsten Köpschal l ,  stel lvertretender Vorsitzender  
 

Im September 2015 war 
es soweit: Die Außenstel-
le der Hochschule für 
Polizei in Wertheim hat 
endgültig ihre Pforten 
geschlossen und wurde 
in eine Erstaufnahme-
stelle des Landes um-
funktioniert. Am 13. 
September waren die 
ersten Flüchtlinge zu-
nächst aus Bayern kom-
mend im Areal der ehe-

maligen Akademie der Polizei eingetroffen. Dieser 
Termin kam für alle Beteiligten überraschend, da bis 
dato der 15. Oktober 2015 als Schließungstermin vor-
gesehen war. 
 

Innerhalb weniger Tage wurden sämtliche Unterlagen 
und ein Großteil des Mobiliars zusammengepackt und 
von einem beauftragten Umzugsunternehmen abge-
holt. Dies war eine logistische Leistung, da ein Teil des 
Umzugsguts nach Böblingen, anderes wiederum zu 

Dienststellen 
des PP Heil-
bronn oder 
zum Institut 
für Ausbil-
dung und 
Training ge-
bracht wer-
den musste. 
Parallel hier-
zu wurde 

durch die Freiwillige Feuerwehr Wertheim, den Verein 

„Willkommen in 
Wertheim“, dem 
DRK, unterstützt 
durch Kräfte der 
Bundeswehr und des 
THW sowie einer 
Menge Freiwilliger 
der Betrieb der 
Flüchtlingsunter-
kunft aufgebaut und zunächst unterhalten. 
 

Der ehemalige Parkplatz der Außenstelle als Fußball-
platz. Aktuell wird zwischen den Unterkunftsgebäuden 
ein Spielplatz für Kinder eingerichtet. 
 

Trauriger Höhepunkt der ersten Wochen des Betriebs 
der Flüchtlingsunterkunft war der Brandanschlag auf 
die Sporthalle der Außenstelle. 
 

Die Sporthalle liegt in einigen hundert Metern Entfer-
nung zum eigentlichen Areal und war als zusätzliche 
Notunterkunft gerade erst mit Feldbetten ausgestattet 
worden. Verletzt wurde hierbei niemand. 
 

Doch wie geht es denn eigentlich mit dem Fortbil-
dungsbetrieb weiter? Das Institut für Fortbildung be-
findet sich in Böblingen, die im laufenden Jahr noch für 
Wertheim geplanten Fortbildungen finden zum Teil in 
Böblingen statt, andere wurden in das Jahr 2016 ver-
schoben. In Böblingen laufen derzeit noch Sanierungs-
arbeiten an einem Unterkunftsgebäude. Nach und 
nach sollen bis 2018 alle Unterkunftsgebäude für Lehr-
gangsteilnehmer mit Einzelzimmern mit Nasszelle 
ausgestattet werden. Bis dahin wird „Bepo-Standard“ 
geboten. Zu Spitzenzeiten müssen Lehrgangsteilneh-
mer auch in Hotels untergebracht werden. 
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Tacheles oder „Mein Unverständnis als mitdenkender Christ und Demokrat“ 

Sicherheit ist ein Grundrecht – KEIN Spielball politischen Willens 

Ein etwas anderer Blick von Jürgen Giessler, stellvertretender Vorsitzender 

 

Nach vier Jahren im sozialen Polizei-Beirat darf ich hier 
die Gelegenheit ergreifen, mir etwas über meine Erfah-
rungen mit der Landes-Politik aus dem „dicken Hals“ zu 
schreiben, mich dem politischen CHRIST-Sein zu wid-
men. 
 

Die „dunklen“ Jahre der CDU-Herrschaft haben beson-
ders in der Polizei unseres Landes ihre – NACHHALTI-
GEN - Spuren hinterlassen. Während viele von uns 
„Nachhaltigkeit“ in Ihren Entscheidungen in Ort-
schafts-, Stadt-, und Kreisräten aus unserem polizeili-
chen Denken POSITIV belegen traf uns die negative 
Seite in diesen „roten Jahren“ mit voller Wucht. 
 

Waren es in „der dunklen Zeit“ Umwelt- ….. –ach ne- 
UMFELD-Katastrophen wie Stelleneinsparungen, die 
Schließung von Polizeiposten, gescheiterte und ge-
blockte – eigentlich vom Zeitpunkt her richtige Polizei-
reformen, die Reduzierung der Neueinstellungen se-
henden Auges unserer demografischen Personalent-
wicklung, neue Zeitwirtschaften, wichtige Zahlenerhe-
bungen, von Investitionsstaus ganz zu schweigen, 
.....und jeder von uns kann diese Liste problemlos er-
gänzen…… so rollten in der „hellroten Zeit“ Tsunami 
über uns. 
 

„Einfach mal Ross und Reiter benennen, das will er 
nicht unser Roter Reiter“, und das ehrt ihn ja, unseren 
Innenminister. 
 

Ich als einfaches mitkämpfendes Fußvolk ohne Hiltrup-
Vergangenheit darf das schon, vielleicht einfach struk-
turiert, aus dem Bauch heraus, ehrlich. 
 

Das Ross: ein prächtiges Wesen, stolz, kraftvoll über 
Jahrzehnte Respekt einflößend und einfordernd, ge-
duldig, brav sozial wo möglich, manchmal geifernd 
aber dennoch pflichtbewusst den Pflug durch einen 
immer steiniger werdenden Acker ziehend – nun zer-
rend,.....was geschah: 
 

In den „dunklen Jahren“ wurde das Ross älter; der 
Stalldienst vernachlässigt (Investitionsstaus); von den 
Verwaltern das Futter reduziert dafür die Arbeitszeit 
verlängert (Stellenreduzierung); das älter werdende, 
die immer heftiger zirkulierende Blut immer weniger 
mit jungem Frischem durchmischt (Einstellungsredu-
zierung trotz demografischer Personalsicht);.....DAFÜR 
wurde der Pflug, nicht nur gefühlt sondern, auch für 
Außenstehende sichtbar erheblich verbreitert; das sich 

noch immer prächtig haltende Ross immer häufiger 
gesattelt; und das Ganze von ausgesuchten „dunklen 
Stallknechten“ mit unglaublich ideenreichen angebli-
chen Kraftzuckerle (NSI etc.) ins Feld geschickt. 
 

Ein „Umsattel-Versuch“ (McKinsey) war in „grauer 
Vorzeit“ in der Futterkiste verschwunden, ein weiterer 
wurde „teuflisch“ geblockt. Nichts war geschehen. 
 

Als bekennender Christ würde ich sagen: Dann griff 
s´Gottele ein und die Natur (Fukushima) beendete „die 
dunkle Zeit“ des alten Rosses, dem gerade eine neuerli-
che Schlankheitskur auferlegt worden war. 
 

Wir schrieben das Jahr 2011 – der „Rote Reiter“ kam - 
Was fand er vor? 
 

Die „Stallknechte“ präsentierten ihm ein „Prächtiges 
(alte) Ross“ mit bereits beschlossener weiterer 
Schlankheitskur; mit .....ach ich steige nun einfach auf 
„Tacheles ohne“ um.....; mit über Jahrzehnte hinausge-
zögertem Reformstau; mit erheblichem Investitions-
stau; mit immer kleiner gewordenen Schichten; mit 
immer heftigeren Aufgaben (Terror, Fußball, Wirt-
schaftskriminalität, Cybercrime, …..) immer besser 
organisierter Eigentums-Kriminalität; UND auch immer 
mehr weniger Respekt vor uns und Gewaltbereitschaft 
gegen uns. 
 

Was geschah dann? Nein will keine schöne Bilanz zie-
hen! Aber sagt, was tun wir denn wenn wir im Einsatz 
sind? 
 

Die Entscheidungen die schon seit zwei Jahrzehnten 
fallen hätten müssen wurden vom „Roten Reiter“ ge-
troffen im sicheren Wissen, dass das Ross nicht wirklich 
begeistert sein – wird. 
 

Die Reform kam in Gang mit einem Maß an Mitspra-
che, für den dienstlichen wie auch persönlichen Be-
reich, das seit Menschengedenken in Baden-
Württemberg noch nicht praktiziert wurde. 
 

Einfaches Wirtschaftswissen lehrt uns: Synergie-
Effekte in der Fusion von „Mittelständischen Unter-
nehmen“ (600-1500 Mitarbeiter) zeigen sich frühes-
tens nach 3-5, gar bis 8 Jahren – und nicht, wie offen-
sichtlich verantwortliche Landespolitiker meinten, 
nach einem Jahr in EINER Streife pro Revier mehr! 
 

Eine weitere Legislaturperiode braucht es zu sehen! 
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Mehr Akzeptanz für Flüchtlinge 
Tiefere Einblicke in die Arbeit der Blaulicht-Organisationen fördert das Verständnis  

Katrin Altpeter dankt den Einsatzkräften für ihr starkes  Engagement  

Pressemitteilung der SPD Schwaikheim vom 25.10.2015 

 

„Flüchtlinge bei uns: Wie schaffen wir das?“ Zu dieser 
Frage hatte der SPD-Ortsverein Schwaikheim ein pro-
minent zusammengesetztes Podium zusammengeru-
fen. Vertreter der „Blaulicht“-Organisationen berichte-
ten aus ihrer tagtäglichen Arbeit zur Bewältigung der 
Aufgabe, Flüchtlinge angemessen unterzubringen und 
zu betreuen. Die Besucher im prall gefüllten Sitzungs-
saal des Schwaikheimer Rathauses erfuhren, dass mit 
viel Engagement an die Bewältigung der Probleme 
herangegangen wird. 

„Gäbe es mehr solche Podiumsdiskussionen in 
Deutschland, wäre die Angst und die damit verbunde-
nen negativen Aktivitäten gegen die Flüchtlinge we-
sentlich geringer und die Akzeptanz sehr viel höher“, 
so und ähnlich fassten Besucher das Ergebnis der 
Podiumsdiskussion zusammen. 
 

Alexander Bauer, Vorsitzender des SPD-Ortsvereins 
Schwaikheim und Vorsitzender des Polizeibeirats des 
SPD-Landesverbandes Baden-Württemberg, hatte 
neben der Arbeits- und Sozialministerin Katrin Altpe-
ter und Bernd Friedrich als Vertreter des Landkreises 
von den Blaulicht-Organisationen den Polizeidirektor 
Peter Hönle, den DRK-Kreisgeschäftsführer Sven 
Knödler und den Vorsitzenden des Kreisfeuerwehr-
verbandes Georg Spinner eingeladen. Bürgermeister 
Gerhard Häuser sprach zu Beginn über die Lage in 
Schwaikheim. 
 

Anschaulich stellten sie ihre tagtägliche Arbeit dar, die 
nur durch die intensive Arbeit ihrer Mitarbeiter und 
weiterer Bürgerinnen und Bürger bewältigt werden 
kann. Probleme werden erkannt und bearbeitet. So 
schilderte Peter Hönle engagiert, dass die Polizei 
schon an der Belastungsgrenze arbeite. 
 

Er habe Vorbehalte gegen private Sicherheitsdienste, 
könne sich aber vorstellen, von der Polizei speziell 
geschulte Personen zur Unterstützung in Flüchtlings-
unterkünften einzusetzen. Dadurch könne die Polizei 
entlastet werden. Jetzt müsse manch anderes leider 
zurückgestellt werden. 
 

Georg Spinner umriss die vielfältigen Aufgaben der 
Feuerwehren. Der Dienst am Mensch statt am 
Schreibtisch und damit der Abbau der Bürokratie ist 

für ihn ein wichtiges Anliegen. Auch er unterstrich den 
engagierten Einsatz, der erforderlich ist, um Zelte und 
Container aufzubauen und Trinkwasser bereitzustel-
len. Nicht minder enthusiastisch müssen die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des Roten Kreuzes zu Werke 
gehen: hier sind Menschen mit Essen zu versorgen, 
dort Kleidungsstücke zu sortieren und zu verteilen. 
Bernd Friedrich, Vertreter des Landrats und Leiter des 
Koordinierungsstabs Flüchtlinge, überzeugte mit 
seiner Darstellung der inzwischen aufgebauten „Will-
kommens-Struktur“, konkret mit der Koordinierung der 
notwendigen Maßnahmen. Immerhin sei es gelungen, 
die Zusammenarbeit zwischen dem Landratsamt, den 
Städten und Gemeinden und den verschiedenen 
Organisationen weitgehend reibungslos zu gestalten. 
 

Ministerin Katrin Altpeter schilderte ihre Eindrücke, die 
sie bei Besuchen in der Landeserstaufnahmeeinrich-
tung (LEA) in Karlsruhe und in anderen Unterkünften 
gewonnen hat. Sehr beeindruckt zeigte sie sich von 
dem enormen Engagement der Einsatzkräfte und 
Helferinnen und Helfer in den haupt- und ehrenamtli-
chen Strukturen der Blaulichtorganisationen, denen 
man gar nicht genug danken könne. Im Übrigen teile 
sie die Meinung, dass man mehr zum Handeln haben 
müsse, Kreativität statt Kleben an Vorschriften sei 
gefragt. Besonders bekräftigt wurde von Altpeter, 
dass es nicht ein Ausspielen von armen Menschen 
gegen noch ärmere geben dürfe. Deshalb sei es unter 
anderem unbedingt notwendig den Bau von Wohnun-
gen voranzutreiben. Die Schaffung von bezahlbaren 
Wohnungen sei einer der wichtigsten Schritte, um das 
Aufkommen sozialer Spannungen zu vermeiden. 
 

Die sachlichen Ausführungen und die lösungsbezo-

genen Beispiele, die von den Teilnehmern der Podi-
umsdiskussion vorgetragen wurden, stießen bei der 
großen Zahl von Besuchern auf Zustimmung. Kriti-
sche Nachfragen waren dann auch eher Ergänzungen 
für die Suche nach Lösungen. Fremdenfeindliche 
Äußerungen blieben erfreulicherweise aus; eher war 
die Bereitschaft zu spüren, selbst eine Willkommens-
kultur zu leben. 
 

Die Musikgruppe „Sound of Gambia“ eröffnete mit temperament-
vollen Trommelklängen und Tanz die Veranstaltung. 
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Polizeibeirat der SPD Baden-Württemberg - Geschäftsbericht 2013-2015 - 
Ein kurzer Überblick 
 

Ende 2013 formierte sich der Polizeibeirat neu. Auf 
den langjährigen Vorsitzenden Martin Zerrinius folgte 
Alexander Bauer. 
 

Das Team: Alexander Bauer, Franz Lemli, Jürgen Gießler, Torsten 
Köpschall, Werner Fischer, Rüdiger Seidenspinner, Werner Walser, 
Timo Gretz, Karlheinz Stephan.  
 

Anfang 2014 kam es zum Gespräch mit Ministerialdi-
rektor Dr. Herbert Zinell. Das zentrale Thema war der 
Bericht des Innenministers zu den Ergebnissen der 
Ermittlungsgruppe "Umfeld" und den Bezügen des 
NSU nach Baden-Württemberg. 
 

 

Die Polizeistrukturreform hat den Polizeibeirat in den 
letzten zwei Jahren in all ihren Facetten beschäftigt. 
Immer hat es der Polizeibeirat geschafft sich kon-
struktiv und kritisch einzubringen. In intensiven Ge-
sprächen wurden die eigenen Erfahrungen und die 
Kritik aus der Polizei an unsere politischen Entschei-
dungsträger weitergegeben. 

 

In großer Runde wurden  im Stuttgarter Landtag Ende 
2014 die aktuellen innenpolitischen Themen mit Blick 
auf die Landtagswahl 2016 besprochen. 
 

Zum Thema Asylbewerber und Flüchtlinge ergab sich 
im IM  Anfang 2015 ein reger Austausch über die 
aktuelle Lage und die Konsequenzen für die Polizei. 
 

Auch zum Thema Einbruchskriminalität hat sich der 
Polizeibeirat in 2015 zu Wort gemeldet und angeregt, 
die Landesbauvorschriften für einen  verbesserten 
Sicherheitsstandard zu prüfen. 
 

Ein Dankeschön gilt unserem Polizeisprecher Nik 
Sakellariou MdL, Stabstellenleiter Thomas Berger und 
IM Reinhold Gall MdL für die stets offenen Türen. 
Gleiches gilt für unsere Ansprechpartner in der Land-
tagsfraktion Nicole Werner (jetzt Malin Melbeck) und 
Klaus Eckert sowie in der Partei Erich Holzwarth. 
 

 

„Wir wollen die politischen Aktivitäten im Polizeibeirat 
weiter ausbauen. Dazu suchen wir Genossinnen und 
Genossen aus der Polizei. Mitmachen und aktiv wer-
den. Darauf freuen wir uns!“ 
 

Euer Alexander Bauer 
 

Kontaktaufnahme unter bauer-spd@t-online.de.   
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